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Das Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten/Völkerrechtsbüro nimmt zu 

dem vorliegenden Entwurf einer Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG wie folgt 

Stellung: 

 

Gemäß den Diplomanerkennungsrichtlinien sind nicht nur - wie in den Erläuterungen 

zu Art. 4 der Vereinbarung erwähnt – die Diplome der anderen Mitgliedstaaten der 

EU, sondern auch jene der Staaten des EWR anzuerkennen. Weiters ist das am 1. 

Juni 2002 in Kraft getretene Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft 

und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

andererseits über die Freizügigkeit (ABl. Nr. L 114 vom 30.04.2002 S. 6), das Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.
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Schweizer in vielen Belangen EU-Bürgern gleichstellt,  zu berücksichtigen. Art. 9 

dieses Abkommens legt fest, dass die Vertragsparteien gemäß Anhang III die 

erforderlichen Maßnahmen zur gegenseitigen Anerkennung der Diplome, Zeugnisse 

und sonstigen Befähigungsnachweise treffen. 

 

Im übrigem besteht zum oz. Entwurf kein Einwand. 

 

Für die Bundesministerin 

H. Tichy m.p. 
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